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Allgemeiner Hinweis 

Bei aller aufgewandten Sorgfalt können Übernahmefehler (z.B. bei Gesetzestexten, Gesetzesbegründungen, 
Urteilen, Verwaltungsanweisungen) nicht vollständig ausgeschlossen werden. Vor einer Entscheidung sollten 
daher grundsätzlich die Originalveröffentlichungen herangezogen werden. Die Urteile sind zu Darstellungszwe-
cken auf das Wesentliche reduziert und bilden daher nicht mehr vollständig den Urteilsfall mit allen Aspekten 
ab. Die in diesen Unterlagen geäußerten Auffassungen entsprechen denen des Autors, unterlegt mit im Fach-
schrifttum publizierten Rechtsauffassungen. Sie dienen dabei lediglich als Anregung zur Ausprägung eigener 
Meinungen des Nutzers, bieten aber nicht die Gewähr, dass sie sich gegenüber der Verwaltung oder Gerichten so 
durchsetzen lassen. Diese Unterlagen können und wollen nicht die eigene Entscheidung und Verantwortung des 
Nutzers bei der Anwendung der Steuergesetze ersetzen. 
 




